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KURZE BEGRÜNDUNG

Die Kommission hat dem Parlament und dem Rat einen Vorschlag für den Beschluss zur 
Regelung des Zugangs zum öffentlich-staatlichen Dienst (im Folgenden PRS („Public 
Regulated Service“)), einem Dienst des Programms Galileo, der ausschließlich staatlich 
autorisierten Benutzern für sensible Anwendungen, die eine hochgradige Dienstkontinuität 
verlangen, vorbehalten ist, vorgelegt.

Der vorliegende Entwurf einer Stellungnahme konzentriert sich hauptsächlich auf 
sicherheitsrelevante Themen und hebt gleichzeitig die Notwendigkeit einer stärkeren 
Einbeziehung der Kommission in die Überwachung der Anwendung der gemeinsamen 
Mindeststandards gemäß der entsprechenden Verordnung hervor. Ein verbessertes 
Sanktionssystem zur Gewährleistung einer zentralisierten Kontrolle ihrer Durchsetzung wird 
vorgeschlagen. Die Kommission muss in ihrer Funktion als Verwalterin des GNSS-
Programms der EU befugt sein, Sanktionen für den Fall der Nichteinhaltung der 
Mindeststandards festzulegen. Die Mitgliedstaaten legen ihrerseits fest, welche Sanktionen 
bei einem Verstoß gegen die nationalen Vorschriften gemäß diesem Beschluss zu verhängen 
sind. Die Mitgliedstaaten müssen bei der Festlegung dieser Vorschriften dafür sorgen, dass 
ein hohes Schutzniveau bei Verschlusssachen gewährleistet ist.

Angesichts des sensiblen Charakters des PRS und der ständig bestehenden Notwendigkeit, 
Verschlusssachen zu schützen, muss die Kommission sicherstellen, dass die zuständigen PRS-
Behörden stets die gemeinsamen Mindeststandards einhalten. Daher ist es wichtig, dass 
Betriebsprüfungen, Kontrollen oder Kontrollbesuche regelmäßig durchgeführt werden.

In diesem Entwurf einer Stellungnahme wird die wichtige Rolle des PRS als nützliches 
Instrument bei GSVP-Operationen hervorgehoben und die Entwicklung von Kapazitäten 
gefordert, um kritische Infrastrukturen präventiv zu schützen und das reibungslose 
Funktionieren des Systems, insbesondere bei einer internationalen Krise, sicherzustellen. 

Die Verfasserin der Stellungnahme stimmt mit der Kommission hinsichtlich des Vorschlags 
überein, dass auch Drittstaaten und internationale Organisationen nach Abschluss 
internationaler Vereinbarungen mit der EU gemäß dem in Artikel 218 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen Union vorgesehenen Verfahren Zugang zum PRS erhalten 
können. Die Verfasserin der Stellungnahme hebt hervor, dass es bei diesem Verfahren 
erforderlich ist, dass das Parlament zustimmt, und dass in dieser Vereinbarung die 
Konsequenzen für den Fall eines Verstoßes gegen ihre Vorschriften festgelegt werden. Alle 
Sanktionen sollten wirksam, verhältnismäßig und abschreckend sein, um die Sicherheit des 
Systems und hochgradige Dienstkontinuität zu gewährleisten. 

Eine wirksame Ausfuhrkontrolle von Technologie und Gütern mit doppeltem 
Verwendungszweck, die in europäischen und internationalen Ausfuhrkontrollregelungen 
genannt werden, ist zu gewährleisten.

ÄNDERUNGSANTRÄGE
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Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für 
Industrie, Forschung und Energie, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu 
übernehmen:

Änderungsantrag 1

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 1

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(1) Gemäß dem Anhang der Verordnung 
(EG) Nr. 683/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 
über die weitere Durchführung der 
europäischen Satellitenprogramme 
(EGNOS und Galileo) bestehen die 
spezifischen Ziele des Programms Galileo 
darin zu gewährleisten, dass die vom 
System erzeugten Signale insbesondere 
dazu genutzt werden können, einen 
öffentlich-staatlichen Dienst („Public 
Regulated Service“, im Folgenden „PRS“) 
bereitzustellen, der ausschließlich staatlich 
autorisierten Benutzern für sensible 
Anwendungen, die eine hochgradige 
Dienstkontinuität verlangen, vorbehalten 
ist. 

(1) Gemäß dem Anhang der Verordnung 
(EG) Nr. 683/2008 des Europäischen 
Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 
über die weitere Durchführung der 
europäischen Satellitenprogramme 
(EGNOS und Galileo) bestehen die 
spezifischen Ziele des Programms Galileo 
darin zu gewährleisten, dass die vom 
System erzeugten Signale insbesondere 
dazu genutzt werden können, einen 
öffentlich-staatlichen Dienst („Public 
Regulated Service“, im Folgenden „PRS“) 
bereitzustellen, der ausschließlich staatlich 
autorisierten Benutzern für sensible 
Anwendungen, die eine wirksame 
Zugangskontrolle und eine hochgradige 
Dienstkontinuität verlangen, vorbehalten 
ist. 

Or. en

Begründung

Mit der vorgeschlagenen Einfügung soll die Notwendigkeit hervorgehoben werden, den 
Zugang zu den sensiblen PRS-Anwendungen in wirksamer Weise zu kontrollieren.

Änderungsantrag 2

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 3 a (neu)

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(3a) Das Programm Galileo ist wichtig, 
um die Unabhängigkeit und die 
Sicherheit der EU zu verbessern. 
Insbesondere sein PRS ist ein nützliches 
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Instrument für Lageerkennung und 
Such- und Rettungseinsätze im Rahmen 
von GSVP-Operationen sowie für den 
Schutz von kritischen Infrastrukturen in 
der EU. 

Or. en

Begründung

Dieser Änderungsantrag hebt hervor, wie wichtig Galileo und der dazugehörige PRS für die 
Unabhängigkeit und die Sicherheit der EU sind. Er betont vor allem die Rolle des PRS im 
Rahmen von GSVP-Operationen.

Änderungsantrag 3

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 9

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(9) Hierbei ist es von Bedeutung, dass die 
Mitgliedstaaten Sanktionen für Verstöße 
gegen die Pflichten aufgrund dieses 
Beschlusses festlegen und sicherstellen, 
dass diese Sanktionen angewendet werden. 
Die Sanktionen müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein.

(9) Hierbei ist es von Bedeutung, dass die 
Kommission Sanktionen für Verstöße 
gegen die Pflichten aufgrund dieses 
Beschlusses festlegt und sicherstellt, dass 
diese Sanktionen angewendet werden. Die 
Sanktionen müssen wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend sein.

Or. en

Begründung

Ziel dieses Änderungsantrags ist es, ein besseres Gleichgewicht der Kräfte hinsichtlich der 
Festlegung der Sanktionen zu erreichen. Galileo ist ein europäisches Programm und ein 
Verstoß gegen die Mindeststandards der Verordnung kann betriebliche Probleme nach sich 
ziehen, die auch andere Mitgliedstaaten sowie die Glaubwürdigkeit der Galileo-Dienste in 
Mitleidenschaft ziehen. Daher muss unbedingt ein zentralisiertes Sanktionssystem eingeführt 
werden.

Änderungsantrag 4

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 12 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(12a) Jeder PRS-Nutzer sollte alle 
erforderlichen Maßnahmen ergreifen, 
damit ein reibungsloses Funktionieren 
des Systems sichergestellt ist, und zu 
diesem Zweck die Kontinuität und 
ungestörte Übertragung der Signale 
gewährleisten. Kapazitäten auf der Ebene 
der Mitgliedstaaten sowie im Rahmen der 
GSVP sollten ausgebaut werden, um 
Spoofing-Angriffen gegen das 
verschlüsselte PRS-Signal vorzubeugen 
und die Sicherheit von kritischen 
Infrastrukturen zu gewährleisten.

Or. en

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag wird die Entwicklung von Kapazitäten gefordert, mit denen 
Hindernissen für ein gutes Funktionieren des PRS, insbesondere bei einer internationalen 
Krise, begegnet werden kann. Artikel 2 der Gemeinsamen Aktion 2004/552/GASP des Rates 
bezieht sich eher auf Maßnahmen, die bei Auftreten einer derartigen unangenehmen Situation 
zu ergreifen wären, und weniger auf deren Vermeidung.

Änderungsantrag 5

Vorschlag für einen Beschluss
Erwägung 14

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

(14) Hinsichtlich der Ausfuhrkontrolle 
sollten die Ausfuhren von Geräten und 
Technik für die Nutzung des PRS aus der 
Europäischen Union auf jene Drittstaaten 
beschränkt werden, die gemäß einer mit 
der Union geschlossenen internationalen 
Vereinbarung eine ordnungsgemäße 
Autorisierung für den Zugang zum PRS 
erhalten haben.

(14) Technologie mit doppeltem 
Verwendungszweck muss allgemein 
wirksamen Kontrollen unterworfen sein, 
wenn sie aus der Europäischen Union 
ausgeführt wird. Die EU-Mitgliedstaaten 
müssen bei der Prüfung von 
Ausfuhrkontrollanträgen für GNSS-
relevante Güter seitens ihrer Wirtschaft 
die Vorschriften europäischer und 
internationaler 
Ausfuhrkontrollregelungen wie etwa der 
Vereinbarung von Wassenaar über Güter 
und Technologien mit doppeltem 
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Verwendungszweck einhalten. 
Insbesondere hinsichtlich Geräten und 
Technik für die Nutzung des PRS sollten 
die Ausfuhren auf jene Drittstaaten 
beschränkt werden, die gemäß einer mit 
der Union geschlossenen internationalen 
Vereinbarung eine ordnungsgemäße 
Autorisierung für den Zugang zum PRS 
erhalten haben. 

Or. en

Begründung

Ziel dieses Änderungsantrags ist die Klarstellung, dass der PRS Technologien mit doppeltem 
Verwendungszweck beinhaltet. Daher müssen die Mitgliedstaaten und ihre 
Wirtschaftsbranchen die Vorschriften europäischer und internationaler 
Ausfuhrkontrollregelungen einhalten.

Änderungsantrag 6

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2 – Absatz 2

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

2. Der Rat, die Kommission und die
Mitgliedstaaten haben weltweit 
unbeschränkten und kontinuierlichen 
Zugang zum PRS.

2. Der Rat, die Kommission und alle
Mitgliedstaaten haben weltweit 
unbeschränkten und kontinuierlichen 
Zugang zum PRS.

Or. en

Begründung

Ziel dieses Änderungsantrags ist es, hervorzuheben, dass alle Mitgliedstaaten Recht auf 
Zugang zum PRS haben, wenn sie ihn nutzen möchten und wenn sie die 
Mindestsicherheitsstandards einhalten (wie in anderen Artikeln festgelegt).

Änderungsantrag 7

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2 - Absatz 3 a (neu)
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Vorschlag der Kommission Geänderter Text

3a. Die Mitgliedstaaten, die den PRS in 
sicherheitsrelevanten Bereichen nutzen, 
tun dies im Einklang mit den Prinzipien 
und Prioritäten der EU gemäß Titel V 
Kapitel I des Vertrags über die 
Europäische Union sowie gemäß der 
Europäischen Sicherheitsstrategie. 

Or. en

Begründung

Ziel dieses Änderungsantrags ist es, klarzustellen, dass die Nutzung von PRS in 
verteidigungsrelevanten Bereichen gemäß den Grundprinzipien und Prioritäten der EU 
erfolgen muss. 

Änderungsantrag 8

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2 - Absatz 4

Vorschlag der Kommission Geänderter Text

4. Die Benutzer des PRS sind die 
natürlichen oder juristischen Personen, die 
von den PRS-Nutzern ordnungsgemäß zum 
Besitz oder zur Benutzung eines PRS-
Empfängers autorisiert wurden.

4. Die Benutzer des PRS sind die 
staatlichen Stellen und die natürlichen 
oder juristischen Personen, die von den 
PRS-Nutzern ordnungsgemäß zum Besitz 
oder zur Benutzung eines PRS-Empfängers 
autorisiert wurden.

Or. en

Begründung

Ziel dieses Änderungsantrags ist es, klarzustellen, dass auch staatliche Stellen PRS-Nutzer 
sind.

Änderungsantrag 9

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 2 - Absatz 7
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Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text

7. als auch eine Übereinkunft zwischen der 
Union und diesem Drittstaat oder dieser 
internationalen Organisation besteht, das 
nach dem Verfahren von Artikel 218 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Union 
geschlossen wurde und in dem die 
Bedingungen und Regelungen für die 
Nutzung des PRS durch diesen Drittstaat 
oder diese internationale Organisation 
festgelegt sind.

7. als auch eine Übereinkunft zwischen der 
Union und diesem Drittstaat oder dieser 
internationalen Organisation besteht, das 
nach dem Verfahren von Artikel 218 des 
Vertrags über die Arbeitsweise der Union 
und mit der Zustimmung des 
Europäischen Parlaments geschlossen 
wurde und in dem die Bedingungen und 
Regelungen für die Nutzung des PRS 
durch diesen Drittstaat oder diese 
internationale Organisation festgelegt sind.

Or. en

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag wird daran erinnert, dass Artikel 218 die Zustimmung des 
Europäischen Parlaments verlangt (Artikel 218, Absatz 6a des Vertrags über die Arbeitsweise 
der Europäischen Union). 

Änderungsantrag 10

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 4 - Absatz 2

Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text

2. Die Kommission legt die Vorschriften 
für den Schutz von Verschlusssachen 
betreffend den PRS in delegierten 
Rechtsakten nach Maßgabe der Artikel 12, 
13 und 14 insbesondere in jenen Fällen 
fest, in denen eine natürliche oder 
juristische Person Zugang zu 
Verschlusssachen benötigt, um eine 
bestimmte Funktion ausüben oder eine 
bestimmte Aufgabe erfüllen zu können. 
Jeder Mitgliedstaat gibt der Kommission 
die besonderen Bestimmungen bekannt, die 
er zur Umsetzung dieses Absatzes 
verabschiedet.

2. Die Kommission legt die Vorschriften 
für den Schutz von Verschlusssachen 
betreffend den PRS in delegierten 
Rechtsakten nach Maßgabe der Artikel 12, 
13 und 14 insbesondere in jenen Fällen 
fest, in denen eine natürliche oder 
juristische Person Zugang zu 
Verschlusssachen benötigt, um eine 
bestimmte Funktion ausüben oder eine 
bestimmte Aufgabe erfüllen zu können. 
Jeder Mitgliedstaat gibt der Kommission 
die besonderen Bestimmungen bekannt, die 
er zur Umsetzung dieses Absatzes 
verabschiedet, wobei zumindest das 
gleiche Schutzniveau gilt wie dasjenige, 
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das durch die Sicherheitsvorschriften der 
Kommission gemäß dem Anhang der 
Entscheidung 2001/844/EG, EGKS, 
Euratom der Kommission und die 
Sicherheitsvorschriften des Rates gemäß 
dem Anhang der Entscheidung 
2001/264/EG des Rates gewährleistet ist.

Or. en

Begründung

Ziel dieses Änderungsantrags ist es, einen sicheren Schutz von Verschlusssachen auf der 
Ebene der Mitgliedstaaten sicherzustellen.

Änderungsantrag 11

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 5 a (neu)

Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text

Artikel 5a
Die Kommission legt fest, welche 
Sanktionen bei Nichteinhaltung der 
Vorschriften des vorliegenden 
Beschlusses durch einen PRS-Nutzer 
gelten.

Or. en

Begründung

Ziel dieses Änderungsantrags ist es, ein besseres Gleichgewicht der Kräfte hinsichtlich der 
Festlegung der Sanktion zu erreichen: Die Kommission legt fest, welche Sanktionen für die 
Verletzung des vorliegenden Beschlusses durch einen PRS-Nutzer gelten. Wenn dieser 
Änderungsantrag angenommen wird, wird er als Artikel 5 Absatz 1 in den Beschluss 
aufgenommen.

Änderungsantrag 12

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 5
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Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text

Die Mitgliedstaaten legen fest, welche 
Sanktionen bei einem Verstoß gegen die 
nationalen Vorschriften zur Umsetzung 
dieses Beschlusses zu verhängen sind. 
Diese Sanktionen sind wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend.

Die Mitgliedstaaten legen fest, welche 
Sanktionen bei einem Verstoß gegen die 
nationalen Vorschriften zur Umsetzung 
dieses Beschlusses zu verhängen sind.

Or. en

Begründung

Der gestrichene Teil wird im nächsten Änderungsantrag eingefügt, damit er sich auf alle 
Sanktionen gemäß dem von der Berichterstatterin vorgeschlagenen neuen System bezieht. 
Wenn Änderungsantrag 11 angenommen wird, wird dieser Änderungsantrag als Artikel 5 
Absatz 2 in den Beschluss aufgenommen.

Änderungsantrag 13

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 5 b (neu)

Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text

Artikel 5b
Für Drittstaaten und internationale 
Organisationen sind die Sanktionen bei 
Nichteinhaltung in dem in Artikel 2 
Absatz 7 erwähnten Übereinkommen 
festgelegt.

Or. en

Begründung

Mit diesem Änderungsantrag wird festgelegt, dass Sanktionen bei Verstößen durch 
Drittstaaten und internationale Organisationen durch das in Artikel 2 Absatz 7 erwähnte 
Übereinkommen festgelegt sind. Wenn die Änderungsanträge 11 und 12 angenommen 
werden, wird dieser Änderungsantrag als Artikel 5 Absatz 3 in den Beschluss aufgenommen.

Änderungsantrag 14

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 5 c (neu)
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Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text

Artikel 5c
Diese Sanktionen sind wirksam, 
verhältnismäßig und abschreckend. Eine 
Gefährdung der Sicherheit des Systems 
kann eine Entziehung der 
Zugangsautorisierung nach sich ziehen.

Or. en

Begründung

In diesem Änderungsantrag wird hervorgehoben, wie wichtig es ist, die Sicherheit des 
Systems zu gewährleisten, indem betont wird, dass bei Nichteinhaltung die Sanktion in der 
Entziehung der Zugangsautorisierung bestehen kann.  Wenn die Änderungsanträge 11, 12 
und 13 angenommen werden, wird dieser Änderungsantrag als Artikel 5 Absatz 4 in den 
Beschluss aufgenommen.

Änderungsantrag 15

Vorschlag für einen Beschluss
Artikel 6 - Absatz 7

Entwurf einer legislativen Entschließung Geänderter Text

7. Die Kommission überwacht mit Hilfe 
der Mitgliedstaaten und der Agentur für 
das europäische GNSS die Einhaltung der 
gemeinsamen Mindeststandards durch die 
zuständigen PRS-Behörden, indem sie 
insbesondere Betriebsprüfungen oder 
Kontrollbesuche vornimmt.

7. Die Kommission überwacht mit Hilfe 
der Mitgliedstaaten und der Agentur für 
das europäische GNSS die Einhaltung der 
gemeinsamen Mindeststandards durch die 
zuständigen PRS-Behörden, indem sie 
insbesondere regelmäßige
Betriebsprüfungen oder Kontrollbesuche 
vornimmt.

Or. en

Begründung

In diesem Änderungsantrag wird betont, dass es erforderlich ist, die Überwachung 
(Betriebsprüfungen/ Kontrollbesuche) regelmäßig durchzuführen.  


